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Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

 

Die heute einzusetzende Enquetekommission wird sich mit der Sicherstellung der 

ambulanten und stationären medizinischen Versorgung in Niedersachsen 

beschäftigen. Sie soll dabei die gegenwärtige Situation der Notfallversorgung und 

zukünftige Möglichkeiten durch die Digitalisierung mit einbeziehen. Sie soll ferner 

auch prüfen, ob und wie die Erreichbarkeit unserer medizinischen Einrichtungen, 

vor allem in der Fläche, gegeben bzw. wie die Erreichbarkeit über den ÖPNV 

wiederhergestellt werden kann.  

 

Eine vergleichbare Enquete mit diesem Inhalt hat es bisher in keinem anderen 

Bundesland gegeben, und wohl deshalb hat die Ankündigung dieser Enquete zu 

einem breiten öffentlichen Interesse geführt. Viele Institutionen und auch 

Einzelpersonen haben ihre Bereitschaft zur Mitarbeit angeboten. Das ist schon 

einmal ein gutes Zeichen, aber es zeigt auch die sehr große Erwartungshaltung, 

die in diese Enquete gesetzt wird. Zugleich macht dies deutlich, dass die von uns 

aufgeworfenen Fragen nicht nur den politischen Akteuren und betroffenen 

Berufsgruppen auf den Nägeln brennen, sondern im wahrsten Sinne des Wortes 

zwischenzeitlich in jedem Dorf angekommen sind. 

 

Die Koalitionsfraktionen schlagen mit der heutigen Beschlussfassung vor, die Zahl 

der ständigen Enquetemitglieder noch einmal um zwei externe Vertreter, also von 

zehn auf zwölf Personen, aufzustocken und damit die Gesamtzahl der Mitglieder 

von 25 auf 27 Personen zu erweitern. Wir brauchen in diesem Gremium die 

Spitzen der wichtigsten Berufsgruppen, der Kostenträger, der kommunalen 

Spitzenverbände und der Krankenhäuser. Da, meine Damen und Herren, sind 

acht Personen schnell erreicht. Es geht aber bei der Enquete nicht um eine 

Ersatzveranstaltung für die üblichen Budgetverhandlungen, diesmal eben mit 

politischer Begleitung, sondern es geht vielmehr um zukünftige Lösungen 

außerhalb dieses Tagesgeschäftes der Akteure. Daher hoffen wir sehr, auch vier 

unabhängige Wissenschaftlerinnen oder Wissenschaftler als ständige Mitglieder 

gewinnen zu können, die sich insbesondere mit landespolitischen Möglichkeiten 

und sektorenübergreifenden Versorgungsmodellen beschäftigen. Wer sich mit der 

Vielfältigkeit, Komplexität und Verästelung unseres Gesundheitswesens 
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beschäftigt, dem könnten viele Tausend Fragen einfallen. Man kann sich damit 

übrigens jahrelang beschäftigen. Genau das wollen aber die Vertreter der Großen 

Koalition nicht.  

 

Wir haben daher selbst unseren ursprünglich mal doppelt so langen 

Fragenkatalog komprimiert. Wir haben bewusst z. B. die nicht ärztlichen 

Heilberufe und das breite Feld der Pflege nicht mit einem eigenen Fragenkomplex 

versehen. Aber ungeachtet dessen spielt natürlich die mit Abstand größte 

Berufsgruppe im Gesundheitswesen - die Pflegekräfte - bei denkbaren Lösungen 

eine wichtige Rolle. Deshalb brauchen wir sie am Verhandlungstisch. Wir 

brauchen sie, wenn wir darüber reden, wie es im Krankenhaus weitergeht, und wir 

brauchen sie, wenn es darum geht, wie wir im ambulanten Bereich bestimmte 

Leistungen delegieren können.  

 

Mit keinem sozialpolitischen Thema haben wir uns in den letzten Jahren so häufig 

beschäftigt wie mit Problemen der Pflege. Ein Bündel der Maßnahmen hat die 

Situation zwischenzeitlich verbessert. Der Schwerpunkt der Enquete ist allerdings 

diesmal wirklich ein anderer: Was passiert mit kleinen Krankenhäusern, deren 

Existenz gefährdet ist? Wie bekommen wir ausreichend Ärzte in unsere kleinen 

Gemeinden? Wie sichern wir zeit- und wohnortnah die medizinische Versorgung? 

Wie stellen wir die Erstversorgung bei Notfällen sicher?  

 

Die dazu notwendigen Fragen im Zusammenhang mit der Pflege sind übrigens in 

unserem Katalog unter den Punkten I. Nr. 6 und II. Nr. 8 enthalten. Insofern - das 

will ich deutlich sagen - verstehe ich den Änderungsantrag der Kolleginnen und 

Kollegen von den Grünen wirklich nicht. 

 

Für mich ist das ein arbeitender Prozess, der sich wirklich entwickeln muss. 

Andere Fragen werden mit Sicherheit hinzukommen. Wir wollen in dieser Enquete 

ganzheitlich denken, vor allem wollen wir die Spielräume des Landes ausreizen 

und neue Lösungsmöglichkeiten und Ansätze erarbeiten. Das wird, denke ich, 

schwer genug werden. Die Sicherung der medizinischen Versorgung ist ein 

Kernelement der staatlichen Daseinsvorsorge. Deshalb lohnt sich meines 
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Erachtens diese spannende Aufgabe, aber es soll nicht nur eine spannende 

Aufgabe bleiben, es müssen konkrete Lösungen erarbeitet werden. 

 

Ich hoffe, dass wir gemeinsam Erfolg haben werden. Es ist ein wichtiger Punkt für 

die zukünftige Versorgung unserer Bevölkerung, insbesondere in ländlichen 

Bereichen, wo die Schwierigkeiten noch um ein Vielfaches größer sind als in den 

Ballungsgebieten. Insofern freue ich mich auf die Arbeit der Enquete und danke 

Ihnen für die Unterstützung. 


